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Ausführungsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilha-
begesetzes 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Berichterstatter  Abgeordnete Heike Gebhard 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 17/1414 - wird in der Fassung der Be-
schlüsse des Ausschusses angenommen. 
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung   Beschlüsse des Ausschusses  

 
Ausführungsgesetz des Landes Nord-

rhein-Westfalen zur Umsetzung des Bun-
desteilhabegesetzes 

 

 Ausführungsgesetz des Landes Nord-
rhein-Westfalen zur Umsetzung des Bun-

desteilhabegesetzes 
 

Artikel 1 
Ausführungsgesetz zum Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch für das Land Nord-

rhein-Westfalen (AG-SGB IX NRW) 
 

§ 1 
Träger der Eingliederungshilfe 

 
(1) Träger der Eingliederungshilfe sind vor-
behaltlich des Absatzes 2 der Landschafts-
verband Rheinland und der Landschaftsver-
band Westfalen-Lippe (Landschaftsver-
bände). Die zuständigen Träger nehmen die 
Aufgaben der Eingliederungshilfe als Selbst-
verwaltungsangelegenheit wahr. 
 
(2) Die Kreise und kreisfreien Städte sind zu-
ständige Träger der Eingliederungshilfe für 
Leistungen der Eingliederungshilfe an Per-
sonen  bis zur Beendigung der Schulausbil-
dung an einer allgemeinen Schule oder einer 
Förderschule, längstens bis zur Beendigung 
der Sekundarstufe II. Dies gilt nicht für Leis-
tungen der Eingliederungshilfe, die für diese 
Personen  

 
1. über Tag und Nacht entsprechend § 27c 

Absatz 1 Nummer 1 und 2 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. De-
zember 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), in 
der ab dem 1. Januar 2020 geltenden 
Fassung,  

2. zur Betreuung in einer Pflegefamilie 
nach § 80 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch – Rehabilitation und Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen 
– (Artikel 1 des Gesetzes vom 23. De-
zember 2016, BGBl. I S. 3234), das zu-
letzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 
17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) geändert 
worden ist,  

3. in heilpädagogischen Tagesstätten, in 
Kindertageseinrichtungen sowie in der 
Kindertagespflege oder 

 Artikel 1 
Ausführungsgesetz zum Neunten Buch 
Sozialgesetzbuch für das Land Nord-

rhein-Westfalen (AG-SGB IX NRW) 
 

§ 1 
Träger der Eingliederungshilfe 

 
unverändert  
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4. im Rahmen der Frühförderung nach 
§ 79 in Verbindung mit § 46 Absatz 2 
und 3 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch  
 

erbracht werden. 
 

§ 2 
Heranziehung 

 
(1) Die Träger der Eingliederungshilfe nach 
§ 1 Absatz 1 können zur Sicherung eines ef-
fektiven und effizienten Verwaltungsvollzugs 
und zur Sicherstellung einheitlicher Lebens-
verhältnisse und einheitlicher Leistungen 
Kreise, kreisfreie Städte und kreisangehö-
rige Gemeinden zur Durchführung der ihnen 
als Träger der Eingliederungshilfe obliegen-
den Aufgaben durch Satzung heranziehen, 
wenn die ordnungsgemäße und einheitliche 
Erfüllung der Aufgaben gewährleistet ist. Die 
Heranziehung erfolgt im Benehmen mit den 
Heranzuziehenden. Herangezogene Kreise, 
kreisfreie Städte und kreisangehörige Ge-
meinden entscheiden dann im eigenen Na-
men. Durch Satzung ist festzulegen, welche 
Aufgaben ganz oder teilweise zu erfüllen 
sind. Für die Aufgaben nach dem Achten Ka-
pitel des Zweiten Teils des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch ist Satz 1 nicht anzuwen-
den. Die Sätze 1 bis 5 gelten entsprechend 
für Kreise, wenn diese ihre kreisangehörigen 
Gemeinden zur Durchführung der ihnen als 
Träger der Eingliederungshilfe obliegenden 
Aufgaben heranziehen. 
 
(2) Zur ordnungsgemäßen und einheitlichen 
Erfüllung der Aufgaben erlassen die heran-
ziehenden Träger Richtlinien. Die Heranzie-
hung nach Satz 1 ist der aufsichtführenden 
Behörde anzuzeigen. Mit der Anzeige sind 
der aufsichtführenden Behörde Satzung und 
Richtlinien vorzulegen. 
 
(3) § 89 Absatz 3 und 5, § 91 Absatz 1 und 3 
sowie §§ 111 und 113 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch –Sozialverwaltungsver-
fahren und Sozialdatenschutz – in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 18. Januar 
2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt durch Arti-
kel 2 Absatz 6 des Gesetzes vom 18. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2739) geändert worden ist, 
gelten entsprechend. 

 § 2 
Heranziehung 

 
unverändert  
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§ 3 
Besondere Regelungen zur Leistungser-

bringung 
 

(1) Solange zwischen einem Landschafts-
verband und einer kreisfreien Stadt oder ei-
nem Kreis streitig ist, wer sachlich zuständig 
ist, ist die kreisfreie Stadt oder der Kreis ver-
pflichtet, die erforderliche Hilfe zu erbringen. 
 
(2) Kann ein Landschaftsverband nicht recht-
zeitig tätig werden, hat die kreisfreie Stadt o-
der der Kreis die notwendigen Maßnahmen 
zu treffen. Dies gilt insbesondere bei Über-
gängen aufgrund eines Zuständigkeitswech-
sels. 
 
(3) Kann ein Kreis als zuständiger Träger der 
Eingliederungshilfe nicht rechtzeitig tätig 
werden, hat die kreisangehörige Gemeinde, 
auch in den Fällen des Absatzes 2, die not-
wendigen Maßnahmen zu treffen. 
 
(4) § 91 Absatz 1 und 3 sowie §§ 111 und 
113 des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
gelten entsprechend. 
 

 § 3 
Besondere Regelungen zur Leistungser-

bringung 
 

unverändert  

§ 4 
Aufsicht 

 
(1) Aufsichtführende Behörde über die Trä-
ger der Eingliederungshilfe ist das für die 
Eingliederungshilfe zuständige Ministerium.  
 
(2) Das aufsichtführende Ministerium kann 
sich jederzeit über die Angelegenheiten der 
Träger unterrichten und die Wahrnehmung 
der Aufgaben prüfen. Hierzu können mündli-
che, schriftliche und elektronische Berichte 
sowie Akten und sonstige Unterlagen ange-
fordert und eingesehen werden. 
 

 § 4 
Aufsicht 

 
unverändert  

§ 5 
Zusammenarbeit 

 
(1) Ziel der Zusammenarbeit zwischen den 
Trägern der Eingliederungshilfe und den 
Kreisen, kreisfreien Städte und kreisangehö-
rigen Gemeinden ist die Entwicklung inklusi-
ver Sozialräume, um inklusive Lebensver-
hältnisse in Nordrhein-Westfalen zu fördern 
und zu stärken. Die Träger der Eingliede-
rungshilfe schließen dazu mit den Kreisen 

 § 5 
Zusammenarbeit 

 
unverändert  
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und kreisfreien Städten Kooperationsverein-
barungen ab, in denen verbindlich die Steu-
erung und Planungsgremien vereinbart wer-
den. In den Vereinbarungen ist auch zu re-
geln, wie die kreisangehörigen Gemeinden, 
die örtlichen Anbieter von Leistungen der 
Eingliederungshilfe und die örtlichen Vertre-
tungen der Menschen mit Behinderungen in 
den Steuerungs- und Planungsprozess ein-
gebunden werden. Die Hilfen nach § 67 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch sollen 
einbezogen werden. 
 
(2) Die Träger der Eingliederungshilfe und 
die Kreise, kreisfreien Städte und kreisange-
hörigen Gemeinden arbeiten bei der Wahr-
nehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz 
eng und vertrauensvoll zusammen und un-
terstützen sich gegenseitig. Die Zusammen-
arbeit beinhaltet insbesondere eine Abstim-
mung, Koordinierung und Vernetzung der je-
weils in eigener Zuständigkeit wahrzuneh-
menden Aufgaben. 
  
(3) Sind Eingliederungshilfe und Leistungen 
der Sozialhilfe nach dem Zwölften Buch So-
zialgesetzbuch gleichzeitig zu erbringen, ar-
beiten die Träger der Eingliederungshilfe 
auch mit den zuständigen Trägern der Sozi-
alhilfe eng und vertrauensvoll zusammen. 
Bei Leistungen im gemeinschaftlichen Woh-
nen nach § 42a Absatz 2 Nummer 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch ist § 2a 
Absatz 2a des Landesausführungsgesetzes 
zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB 
XII) – Sozialhilfe – für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 16. Dezember 2004 
(GV. NRW. S. 816), das zuletzt durch Artikel 
3 des Gesetzes vom [einsetzen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle dieses Geset-
zes] geändert worden ist, anzuwenden. 

 
(4) Die Träger der Eingliederungshilfe und 
die Kreise, kreisfreien Städte und kreisange-
hörigen Gemeinden wirken gemeinsam da-
rauf hin, dass geeignete Leistungserbringer 
nach § 124 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch in ausreichender Zahl und Qualität 
zur Verfügung stehen und diese sozialräum-
lich ausgerichtet sind.  
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§ 6 
Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und 

Weiterentwicklung der Strukturen 
der Eingliederungshilfe 

 
(1) Die Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 
und Weiterentwicklung der Strukturen der 
Eingliederungshilfe nach § 94 Absatz 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch besteht 
aus Vertreterinnen und Vertretern  
 
1. des für die Eingliederungshilfe zuständi-

gen Ministeriums, 
2. den Landschaftsverbänden und Kom-

munalen Spitzenverbänden,  
3. der Landesarbeitsgemeinschaft Freie 

Wohlfahrtspflege Nordrhein-Westfalen 
und  

4. der Verbände der Menschen mit Behin-
derungen.  

 
Jede der in Satz 1 genannten Gruppen kann 
bis zu fünf Vertreterinnen oder Vertreter in 
die Arbeitsgemeinschaft entsenden.  
 
(2) Zu den Aufgaben der Arbeitsgemein-
schaft gehören insbesondere 
 
1. die Förderung und Weiterentwicklung 

der Strukturen der Eingliederungshilfe, 
2. die Analyse der landesweiten Entwick-

lung in der Eingliederungshilfe,  
3. die Herstellung eines Erfahrungs- und In-

formationsaustauschs,  
4. die Förderung der Entwicklung und 

Durchführung von Instrumenten zur ziel-
gerichteten Erbringung und Überprüfung 
von Leistungen und der Qualitätssiche-
rung einschließlich der Wirksamkeit der 
Leistungen,  

5. die Förderung von flächendeckenden, 
bedarfsdeckenden, am Sozialraum ori-
entierten und inklusiv ausgerichteten An-
geboten und 

6. die Erarbeitung von Empfehlungen zu ei-
ner landeseinheitlichen Aufgabenwahr-
nehmung im Bereich der Eingliederungs-
hilfe.  

 
(3) Die Arbeitsgemeinschaft legt zum 31. De-
zember 2023 und anschließend alle fünf 
Jahre der Landesregierung einen Bericht 
über ihre Arbeit vor. 

 § 6 
Arbeitsgemeinschaft zur Förderung und 

Weiterentwicklung der Strukturen 
der Eingliederungshilfe 

 
(1) Die Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 
und Weiterentwicklung der Strukturen der 
Eingliederungshilfe nach § 94 Absatz 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch besteht 
aus Vertreterinnen und Vertretern  
 
1. des für die Eingliederungshilfe zuständi-

gen Ministeriums, 
2. den Landschaftsverbänden und Kom-

munalen Spitzenverbänden,  
3. der Landesarbeitsgemeinschaft Freie 

Wohlfahrtspflege Nordrhein-Westfalen 
und  

4. der Verbände der Menschen mit Behin-
derungen. § 7 findet Anwendung. 

 
Jede der in Satz 1 genannten Gruppen kann 
bis zu fünf Vertreterinnen oder Vertreter in 
die Arbeitsgemeinschaft entsenden.  
 
(2) unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(3) unverändert  
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§ 7 
Interessenvertretung der Menschen mit 

Behinderungen 
 
Interessenvertretungen nach § 131 Absatz 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind 
die Landesverbände der Menschen mit kör-
perlichen, seelischen, geistigen oder Sin-
nesbeeinträchtigungen. 
 

 § 7 
Interessenvertretung der Menschen mit 

Behinderungen 
 
Interessenvertretungen nach § 131 Absatz 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch sind 
die Landesverbände der Menschen mit Be-
hinderungen, insbesondere die der Men-
schen mit körperlichen, seelischen, geistigen 
oder Sinnesbeeinträchtigungen sowie die 
Sozialverbände. Die oder der Landesbehin-
dertenbeauftragte unterstützt die Koordinie-
rung der Beteiligung der Verbände der Men-
schen mit Behinderungen. Hierfür wird bei 
der oder dem Beauftragten eine Koordinie-
rungsstelle angesiedelt.  
 

§ 8 
Qualitätsprüfung 

 
Zur Sicherstellung der Qualität der verein-
barten Leistungen sollen die Träger der Ein-
gliederungshilfe oder von diesen beauftragte 
Dritte anlassunabhängige Prüfungen vor-
nehmen. Die Prüfungen erfolgen ohne vor-
herige Ankündigung. Im Übrigen gelten 
§§ 128 und 131 Absatz 1 Nummer 6 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch. 
 

 § 8 
Qualitätsprüfung 

 
unverändert  

§ 9 
Durchführung der Aufgaben nach Teil 3 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

 
(1) Überörtliche Träger für die Aufgaben, die 
nach Teil 3 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch (Schwerbehindertenrecht) oder 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften den Integrationsämtern 
obliegen, sind die Landschaftsverbände, ört-
liche Träger die Kreise, kreisfreien und gro-
ßen kreisangehörigen Städte. § 2 des Geset-
zes zur Durchführung der Kriegsopferfür-
sorge vom 1. November 1987 (GV. NRW. 
S. 401), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, gilt entsprechend. 
 
(2) Träger nach Absatz 1 führen die Aufga-
ben als Selbstverwaltungsangelegenheit 
durch. 
 

 § 9 
Durchführung der Aufgaben nach Teil 3 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch 

 
(1) Überörtliche Träger für die Aufgaben, die 
nach Teil 3 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch (Schwerbehindertenrecht) oder 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsvorschriften den Inklusionsämtern ob-
liegen, sind die Landschaftsverbände, örtli-
che Träger die Kreise, kreisfreien und gro-
ßen kreisangehörigen Städte. § 2 des Geset-
zes zur Durchführung der Kriegsopferfür-
sorge vom 1. November 1987 (GV. NRW. 
S. 401), das zuletzt durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom [einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Fundstelle dieses Gesetzes] geändert 
worden ist, gilt entsprechend. 
 
(2) Träger nach Absatz 1 führen die Aufga-
ben als Selbstverwaltungsangelegenheit 
durch. 
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(3) Das für das Schwerbehindertenrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung allgemeine Richtlinien 
zur Durchführung der begleitenden Hilfe im 
Arbeitsleben nach § 185 Absatz 1 Nummer 3 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu 
erlassen, um die rechtmäßige, einheitliche 
und zweckmäßige Durchführung der Auf-
gabe zu sichern. 

(3) Das für das Schwerbehindertenrecht zu-
ständige Ministerium wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung allgemeine Richtlinien 
zur Durchführung der begleitenden Hilfe im 
Arbeitsleben nach § 185 Absatz 1 Nummer 3 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch zu 
erlassen, um die rechtmäßige, einheitliche 
und zweckmäßige Durchführung der Auf-
gabe zu sichern. 
 

§ 10 
Finanzzuweisung und  

Verwaltungskosten 
 
(1) Die örtlichen Träger erhalten zur Durch-
führung der ihnen nach § 185 Absatz 1 Num-
mer 3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch obliegenden Aufgaben einen Prozent-
satz des Aufkommens an der Ausgleichsab-
gabe nach § 160 des Neunten Buches Sozi-
algesetzbuch. Die Höhe des Prozentsatzes 
bestimmen die überörtlichen Träger für je-
weils ein Haushaltsjahr durch Satzung. Hier-
bei ist sicherzustellen, dass jedem örtlichen 
Träger, gemessen an der Zahl der zu betreu-
enden schwerbehinderten Menschen in sei-
nem Bereich, annähernd gleiche Mittel aus 
dem Aufkommen an der Ausgleichsabgabe 
zur Verfügung stehen. 
 
(2) Werden nach § 2 Absatz 1 Nummer 2 der 
Verordnung zur Regelung von Zuständigkei-
ten nach dem Sozialgesetzbuch IX vom 31. 
Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), die zuletzt 
durch Artikel 7 des Gesetzes vom [einset-
zen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle die-
ses Gesetzes] geändert worden ist, kreis-
freie Städte, große kreisangehörige Städte 
und Kreise zu Aufgaben der begleitenden 
Hilfe im Arbeitsleben herangezogen, haben 
die Landschaftsverbände die aufgewende-
ten Kosten mit Ausnahme der persönlichen 
und sächlichen Verwaltungskosten zu erstat-
ten. 
 

 § 10 
Finanzzuweisung und  

Verwaltungskosten 
 
unverändert  

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft. 
 
 
 

 § 11 
Inkrafttreten 

 
unverändert 
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Artikel 2 
Änderung des Landesausführungsgeset-

zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das 

Land Nordrhein-Westfalen  
zum Jahr 2018 

 
Das Landesausführungsgesetz zum Sozial-
gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) –Sozi-
alhilfe – für das Land Nordrhein-Westfalen 
vom 16. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 816), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 442) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 2 
Änderung des Landesausführungsgeset-

zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das 

Land Nordrhein-Westfalen  
zum Jahr 2018 

 
unverändert 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 1 wird die Angabe „SGB 

XII“ durch die Wörter „des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch – Sozial-
hilfe – (Artikel 1 des Gesetzes vom 
27. Dezember 2003, BGBl. I S. 
3022, 3023), das zuletzt durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 17. August 
2017 (BGBl. I S. 3214) geändert 
worden ist,“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird jeweils die Angabe 
„SGB XII“ durch die Wörter „des 
Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt. 

 
c) In Absatz 3 wird jeweils die Angabe 

„SGB XII“ durch die Wörter „des 
Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt. 

 

  

2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 1 werden die Wör-
ter „- Sozialhilfe - (Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. Dezember 
2003, BGBl. I S. 3022, 3023), 
das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 1. Oktober 2013 
(BGBl. I S. 3733) geändert wor-
den ist“ gestrichen. 

bb) In Nummer 2 werden die Wör-
ter „Artikel 11 des Gesetzes 
vom 21. März 2005 (BGBl. I S. 
818)“ durch die Wörter „Artikel 
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8 des Gesetzes vom 22. De-
zember 2015 (BGBl. I S. 2557)“ 
ersetzt.  

 
b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Wör-

ter „mündliche und schriftliche“ 
durch die Wörter „mündliche, 
schriftliche und elektronische“ er-
setzt. 

 
c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 
 
„Soweit die Träger Aufgaben 
nach dem Vierten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch durchführen, kann 
die aufsichtführende Behörde 
ihnen allgemeine oder beson-
dere Weisungen erteilen, um 
die rechtmäßige Erfüllung der 
Aufgaben und die Beachtung 
der Weisungen nach Artikel 
85 Absatz 3 des Grundgeset-
zes zu sichern. Zur zweckmä-
ßigen Erfüllung der Aufgaben 
kann die aufsichtführende 
Behörde den Trägern allge-
meine Weisungen erteilen, 
um die gleichmäßige Durch-
führung der Aufgaben zu si-
chern oder besondere Wei-
sungen erteilen, wenn dies im 
Einzelfall zur Sicherung des 
Zwecks des Vierten Kapitels 
des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch geboten er-
scheint. Dieses gilt insbeson-
dere, wenn das Verhalten des 
Trägers zum Vollzug des 
Vierten Kapitels des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch 
nicht geeignet erscheint oder 
überörtliche Interessen ge-
fährden kann. Weisungen im 
Einzelfall führt der Hauptver-
waltungsbeamte des Trägers 
als staatliche Verwaltungsbe-
hörde durch, sofern die auf-
sichtführende Behörde dies in 
der Weisung festlegt.“ 
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bb) Der neue Satz 5 wird wie 
folgt geändert: 

 
aaa) Im Textteil vor Nummer 

1 werden die Wörter „ist 
unbeschränkt und“ ge-
strichen. 

bbb) In Nummer 1 und 2 wird 
jeweils die Angabe 
„SGB XII“ durch die 
Wörter „des Zwölften 
Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt. 

 
d) In Absatz 5 Satz 2 wird jeweils die 

Angabe „SGB XII“ durch die Wörter 
„des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch“ ersetzt. 

 
3. § 2a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Nummer 5 wird die Angabe 
„SGB XII“ durch die Wörter 
„des Zwölften Buches Sozial-
gesetzbuch“ ersetzt. 

 
bb) In Nummer 7 wird das Wort 

„und“ durch ein Komma er-
setzt. 

 
cc) Nach Nummer 7 wird folgende 

Nummer 8 eingefügt: 
 

„8. für die Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben 
nach § 140 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch 
und“. 

 
dd) Die bisherige Nummer 8 wird 

Nummer 9. 
 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird nach dem 
Wort „nach“ die Angabe „Absatz 1“ 
eingefügt. 

 
c) Folgender Absatz 3 wird angefügt: 
 
 „(3) Die sachliche Zuständigkeit 

des überörtlichen Trägers bei der 
Leistungserbringung nach Absatz 1 
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umfasst auch die Zuständigkeit und 
die Aufgaben nach dem Zehnten 
Kapitel des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch. Soweit ein örtlicher 
Träger für Verträge und Vereinba-
rungen mit Leistungserbringern 
nach dem Zehnten Kapitel des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
oder dem Siebten und Achten Kapi-
tel des Elften Buches Sozialgesetz-
buch – Soziale Pflegeversicherung 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 26. 
Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 1015), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Ge-
setzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2757) geändert worden ist, zustän-
dig ist, kann der überörtliche Träger 
auf Anforderung den örtlichen Trä-
ger dabei unterstützen. Verträge 
und Vereinbarungen nach dem 
Zehnten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch, die vom 
überörtlichen Träger vor dem 1. Ja-
nuar 2018 geschlossen wurden, 
bleiben bis zum Abschluss neuer 
Vereinbarungen wirksam.“ 

 
4. § 7 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird jeweils die 
Angabe „SGB XII“ durch die Wörter 
„des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch“ ersetzt. 

 
b) In Absatz 2 Satz 4 wird jeweils die 

Angabe „SGB XII“ durch die Wörter 
„des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch“ ersetzt. 

 
c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

 
„Der Abruf der Erstattung er-
folgt quartalsweise. Die Träger 
weisen innerhalb der nach § 
46a Absatz 3 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ange-
gebenen Abrufzeiträume die 
für das jeweilige laufende 
Quartal bis zu diesem Zeit-
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punkt erbrachten Nettoausga-
ben gemäß § 46a Absatz 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch nach.“ 
 

bb) Im neuen Satz 3 wird die An-
gabe „SGB XII“ durch die Wör-
ter „des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch“ ersetzt.  

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„(4) Die Träger haben dem Land in 
den Monaten Februar, Mai, August 
und November, spätestens jedoch 
zu den vom für Sozialhilfe zuständi-
gen Ministerium im Erlasswege 
nach Absatz 6 festgelegten Termi-
nen, für das jeweils abgeschlos-
sene Quartal die Nettoausgaben 
entsprechend § 46a Absatz 4 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
differenziert in tabellarischer Form 
zu belegen.“ 
 

e) Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Die Träger haben dem Land die 

Nettoausgaben des jeweiligen Vor-
jahres im Monat März des Folgejah-
res, spätestens jedoch zu dem vom 
zuständigen Ministerium im Erlass-
wege nach Absatz 6 festgelegten 
Termin, entsprechend § 46a Absatz 
5 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch differenziert in tabellari-
scher Form nachzuweisen.“ 

 
f) In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort 

„und“ durch ein Komma ersetzt und 
nach dem Wort „Nachweisen“ wer-
den die Wörter „und zu den Termi-
nen“ eingefügt. 

 
g) In Absatz 7 wird die Angabe „SGB 

XII“ durch die Wörter „des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

 
5. § 10 wird aufgehoben. 
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Artikel 3 
Änderung des Landesausführungsgeset-

zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das  

Land Nordrhein-Westfalen 
zum Jahr 2020 

 
Das Landesausführungsgesetz zum Sozial-
gesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) - Sozi-
alhilfe - für das Land Nordrhein-Westfalen, 
das zuletzt durch Artikel 2 dieses Gesetzes 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

 

 Artikel 3 
Änderung des Landesausführungsgeset-

zes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes 
Buch (SGB XII) - Sozialhilfe - für das  

Land Nordrhein-Westfalen 
zum Jahr 2020 

 
unverändert  

1. § 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Nummer 1 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„1. die Festsetzung des Bar-

betrages nach § 27b Ab-
satz 3 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch 
und“. 

 
bb) In Nummer 2 wird die Angabe 

„, und“ durch einen Punkt er-
setzt. 

 
cc) Nummer 3 wird aufgehoben. 
 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a eingefügt: 

 
 „(1a) Zuständige Behörde nach 

§ 27b Absatz 4 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ist der je-
weilige örtliche Träger der Sozial-
hilfe, der für die in seinem Bereich 
bestehenden Einrichtungen die 
Höhe der Bekleidungspauschale 
festsetzt.“ 
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2. § 2a wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 

„(1) Der überörtliche Träger ist 
sachlich zuständig für 
 
1.  Leistungen nach dem Fünften 

bis Neunten Kapitel des Zwölf-
ten Buches Sozialgesetzbuch 

 
a) für Personen nach § 99 

des Neunten Buches Sozi-
algesetzbuch – Rehabilita-
tion und Teilhabe von 
Menschen mit Behinde-
rungen – (Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 
2016, BGBl. I S. 3234), 
das zuletzt durch Artikel 23 
des Gesetzes vom 17. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2541) ge-
ändert worden ist, und für 
Menschen mit einer sons-
tigen geistigen oder seeli-
schen Beeinträchtigung, 
mit Anfallserkrankung o-
der einer Suchterkrankung 
bis zur Vollendung des 65. 
Lebensjahres, wenn es 
wegen der Beeinträchti-
gung oder der Krankheit 
dieser Personen in Verbin-
dung mit den Besonder-
heiten des Einzelfalls er-
forderlich ist, die Hilfe in ei-
ner teilstationären oder 
stationären Einrichtung zu 
gewähren,  

b) für Personen, die bei Voll-
endung des 65. Lebens-
jahres Eingliederungshilfe 
nach dem Sechsten Kapi-
tel des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch in der 
am 31. Dezember 2019 
geltenden Fassung oder 
nach Teil 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch 
erhalten haben und für die 
unabhängig von der 
Wohnform weiterhin Ein-
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gliederungshilfe oder in ei-
ner stationären Einrich-
tung Leistungen nach 
Buchstabe a erbracht wer-
den;  

 
§ 97 Absatz 4 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch bleibt 
bei der Erbringung von statio-
nären Leistungen nach dem 
Fünften bis Neunten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch unberührt, 

 
2. alle gleichzeitig zu erbringen-

den Leistungen nach dem 
Fünften bis Neunten Kapitel 
des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch in den Fällen des 
§ 103 Absatz 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch; 
eine Kostenerstattung im 
Sinne von § 103 Absatz 2 Satz 
3 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch erfolgt nicht, 

 
3. die Hilfe zur Überwindung be-

sonderer sozialer Schwierig-
keiten nach den §§ 67 bis 69 
des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch für Personen bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjah-
res,  

 
a) wenn es erforderlich ist, 

die Hilfe in einer teilstatio-
nären oder stationären 
Einrichtung zu gewähren 
oder 

b) wenn sie dazu dient, Hilfe 
in einer teilstationären  
oder stationären Einrich-
tung zu verhindern; 

§ 97 Absatz 4 des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch bleibt 
unberührt, 

 
4. die Leistungen der Blindenhilfe 

nach § 72 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch,  
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5. alle Leistungen nach dem 
Zwölften Buch Sozialgesetz-
buch, die gleichzeitig mit der 
Eingliederungshilfe nach Teil 2 
des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch für die Betreuung in 
einer Pflegefamilie gemäß § 80 
des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch oder für die Betreu-
ung über Tag und Nacht ent-
sprechend § 27c Absatz 1 
Nummer 1 und 2 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch zu 
erbringen sind; für Volljährige 
in einer Pflegefamilie gilt dies 
nicht für Leistungen nach dem 
Dritten und Vierten Kapitel und 

 
6. die durch §§ 85 und 86 des Elf-

ten Buches Sozialgesetzbuch 
– Soziale Pflegeversicherung – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 
26. Mai 1994, BGBl. I S. 1014, 
1015), das zuletzt durch Artikel 
9 des Gesetzes vom 18. Juli 
2017 (BGBl. I S. 2757) geän-
dert worden ist, zugewiesenen 
Aufgaben.“ 

 
b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„(2) Die Zuständigkeit des überörtli-
chen Trägers nach Absatz 1 um-
fasst auch die Planungsverantwor-
tung und die Ermittlung des Be-
darfs. Die überörtlichen Träger ar-
beiten mit den örtlichen Trägern 
und mit anderen Stellen, deren ge-
setzliche Aufgaben dem gleichen 
Ziel dienen oder die an Leistungen 
beteiligt sind oder beteiligt werden 
sollen, zusammen. Dies gilt insbe-
sondere, wenn neben den in Absatz 
1 genannten Leistungen zugleich 
auch Eingliederungshilfe nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch im 
gemeinschaftlichen Wohnen im 
Sinne von § 42a Absatz 2 Nummer 
2 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch erbracht wird. Zur Siche-
rung der gleichmäßigen, gemeinsa-
men oder ergänzenden Erbringung 
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von Leistungen sind Arbeitsge-
meinschaften zu bilden. § 4 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
sowie § 95 des Zehnten Buches 
Sozialgesetzbuch – Sozialverwal-
tungsverfahren und Sozialdaten-
schutz – in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 
2001 (BGBl. I S. 130), das zuletzt 
durch Artikel 2 Absatz 6 des Geset-
zes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 
2739) geändert worden ist, sind 
entsprechend anzuwenden.“ 

 
c) Folgender Absatz 2a wird einge-

fügt: 
 

„(2a) In den Fällen von Absatz 2 
Satz 3 arbeiten die überörtlichen 
Träger der Sozialhilfe neben den für 
die Existenzsicherung zuständigen 
örtlichen Trägern auch mit den 
Leistungsanbietern von gemein-
schaftlichem Wohnen eng zusam-
men. Durch geeignete Verfahren 
stellen der überörtliche Träger und 
der Träger der Eingliederungshilfe 
als Träger der Fachleistung und der 
örtliche Träger als Träger der Exis-
tenzsicherung sicher, dass die sozi-
alen Rechte der betroffenen Leis-
tungsberechtigten verwirklicht wer-
den und keine Leistungslücken ent-
stehen. Die Beteiligten tauschen 
die notwendigen Informationen zur 
Berechnung der jeweiligen Leis-
tung vor der Entscheidung über die 
Festsetzung aus. Unter Hinweis auf 
§ 42a Absatz 2 Nummer 2, Absatz 
5 und 7 des Zwölften Buches Sozi-
algesetzbuch sowie § 77 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch sol-
len die Beteiligten insbesondere die 
Höhe der zu übernehmenden Kos-
ten für Unterkunft und Heizung ge-
meinsam festlegen. § 8 bleibt unbe-
rührt.“ 
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d) Folgender Absatz 4 wird angefügt. 
 

„(4) Interessenvertretungen nach 
§ 131 Absatz 2 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch sind die 
Landesverbände der Menschen mit 
körperlichen, seelischen, geistigen 
oder Sinnesbeeinträchtigungen.“ 
 

3. § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Satz 1 erster Halbsatz werden 

nach dem Wort „können“ die Wörter 
„zur Sicherstellung eines effektiven 
und effizienten Verwaltungsvoll-
zugs und zur Sicherstellung einheit-
licher Lebensverhältnisse und ein-
heitlicher Leistungen“ und nach 
dem Wort „heranziehen“ die Wörter 
„,wenn die ordnungsgemäße und 
einheitliche Erfüllung der Aufgaben 
gewährleistet ist“ eingefügt. 

 
b) Folgende Sätze werden angefügt: 
 

„Die Heranziehung erfolgt im Be-
nehmen mit den Heranzuziehen-
den. Für die Aufgaben nach dem 
Zehnten Kapitel des Zwölften Bu-
ches Sozialgesetzbuch ist Satz 1 
nicht anzuwenden. Zur ordnungs-
gemäßen und einheitlichen Erfül-
lung der Aufgaben erlassen die her-
anziehenden Träger im Rahmen ih-
rer Fachaufsicht Richtlinien. Die 
Heranziehung nach Satz 1 ist der 
aufsichtführenden Behörde anzu-
zeigen. Mit der Anzeige sind der 
aufsichtführenden Behörde Sat-
zung und Richtlinien vorzulegen.“ 

 

  

4. In § 5 Absatz 1 wird die Angabe 
„SGB X“ durch die Wörter „des Zehnten 
Buches Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 
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5. Dem § 8 wird folgender Absatz 3 ange-
fügt: 

 
„(3) Die örtlichen und überörtlichen Trä-
ger unterrichten das für das Sozialhilfe-
recht zuständige Ministerium beginnend 
mit dem Jahr 2021 alle drei Jahre über 
den Stand der Zusammenarbeit und der 
Kooperationsvereinbarungen nach Ab-
satz 1 und 2 und der Vereinbarungen 
nach § 2a Absatz 2a.“ 

 

  

6. § 9 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 9 
 

(1) Das für das Sozialhilferecht zustän-
dige Ministerium leitet den auf Nord-
rhein-Westfalen entfallenden Anteil an 
der Bundeserstattung nach § 136a des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch an 
die Träger der Sozialhilfe, die Leis-
tungsberechtigte mit Leistungen im 
Sinne von § 136a Absatz 1 und 2 des 
Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
nachweisen und diese nach Absatz 2 
mitgeteilt haben, nach Erhalt weiter. 
Grundlage für die Weiterleitung sind die 
nach Absatz 2 gemeldeten Daten. Die 
Weiterleitung der Bundesmittel je Ka-
lendermonat im Meldezeitraum erfolgt 
entsprechend § 136a Absatz 3 und 4 
des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. 
Eine Verteilung und Weiterleitung an die 
nach Satz 1 genannten Träger ist auf 
die Höhe der vom Bund erhaltenen Er-
stattung begrenzt.  
 
(2) Die Träger der Sozialhilfe weisen 
dem für das Sozialhilferecht zuständi-
gen Ministerium  
 
1. bis zum Ablauf der 33. Kalenderwo-

che des Jahres 2020 für den Mel-
dezeitraum Januar bis Juni 2020, 

2. ab dem Jahr 2021 jährlich bis zum 
Ablauf der 33. Kalenderwoche für 
den Meldezeitraum von Juli des je-
weiligen Vorjahres bis Juni des je-
weils laufenden Jahres 
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die Anzahl der Leistungsberechtigten, 
die die Voraussetzungen nach § 136a 
Absatz 1 und 2 des Zwölften Buches 
Sozialgesetzbuch erfüllen, nach Kalen-
dermonaten getrennt nach.  
 
(3) Die Einzelheiten und Modalitäten zur 
Zahlungsabwicklung und zum Verfah-
ren regelt das für das Sozialhilferecht 
zuständige Ministerium im Erlasswege. 
Soweit erforderlich kann dieses von den 
in Absatz 2 genannten Terminen abwei-
chende Termine festlegen. Die Nach-
weise nach Absatz 2 erfolgen nach ei-
nem vom zuständigen Ministerium zur 
Verfügung gestellten Muster.“ 

 
Artikel 4 

Änderung des Ersten Gesetzes zur Aus-
führung des Kinder- und  

Jugendhilfegesetzes  
 
§ 27 des Ersten Gesetzes zur Ausführung 
des Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 
12. Dezember 1990 (GV. NRW. S. 664), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. 
Juni 2014 (GV. NRW. S. 336) geändert wor-
den ist, wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 27 
Maßnahmen der Früherkennung und der 

Frühförderung für Kinder 
 
Maßnahmen der Früherkennung und der 
Frühförderung für Kinder, die noch nicht ein-
geschult sind, sind unabhängig von der Art 
der Behinderung vorrangig von den Trägern 
der Eingliederungshilfe nach den Bestim-
mungen des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch – Rehabilitation und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen –(Artikel 1 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 2016, BGBl. I S. 
3234), das zuletzt durch Artikel 23 des Ge-
setzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) 
geändert worden ist, zu gewähren.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 

 Artikel 4 
Änderung des Ersten Gesetzes zur Aus-

führung des Kinder- und  
Jugendhilfegesetzes  

 
unverändert  
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Artikel 5 
Änderung des Gesetzes zur Durchfüh-

rung der Kriegsopferfürsorge 
und des Schwerbehindertenrechts 

 
Das Gesetz zur Durchführung der Kriegsop-
ferfürsorge und des Schwerbehinderten-
rechts in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. November 1987 (GV. NRW. S. 401), 
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
9. Dezember 2014 (GV. NRW. S. 874) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  
 

„Gesetz zur Durchführung der 
Kriegsopferfürsorge  

(KoFDG)“. 
 

2. Der Zweite Abschnitt wird aufgehoben. 
 

 Artikel 5 
Änderung des Gesetzes zur Durchfüh-

rung der Kriegsopferfürsorge 
und des Schwerbehindertenrechts 

 
unverändert  

Artikel 6 
Änderung der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten nach dem Sozialge-

setzbuch IX  
 
Die Verordnung zur Regelung von Zustän-
digkeiten nach dem Sozialgesetzbuch IX 
vom 31. Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), die 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 482) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
 

„Verordnung zur Regelung von  
Zuständigkeiten nach dem Neunten 

Buch Sozialgesetzbuch –  
Schwerbehindertenrecht  

(ZustVO SGB IX SchwbR)“. 
 

2. § 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 1 
 

(1) Folgende Aufgaben und Befugnisse 
der Integrationsämter nach dem Neun-
ten Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilita-
tion und Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen - (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2016, BGBl. I S. 
3234), das zuletzt durch Artikel 23 des 
Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 

 Artikel 6 
Änderung der Verordnung zur Regelung 
von Zuständigkeiten nach dem Sozialge-

setzbuch IX  
 
Die Verordnung zur Regelung von Zustän-
digkeiten nach dem Sozialgesetzbuch IX 
vom 31. Januar 1989 (GV. NRW. S. 78), die 
zuletzt durch Artikel 23 des Gesetzes vom 
30. Oktober 2007 (GV. NRW. S. 482) geän-
dert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. unverändert 

 
 
 
 
 
 
 

2. § 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 1 
 

(1) Folgende Aufgaben und Befugnisse 
der Inklusionsämter nach dem Neunten 
Buch Sozialgesetzbuch - Rehabilitation 
und Teilhabe von Menschen mit Behin-
derungen - (Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2016, BGBl. I S. 3234), 
das zuletzt durch Artikel 23 des Geset-
zes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2541) 

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=14740&vd_back=N874&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=10490&vd_back=N482&sg=0&menu=1
https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=10490&vd_back=N482&sg=0&menu=1
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2541) geändert worden ist, werden auf 
die örtlichen Träger übertragen: 
 
1. nach § 163 Absatz 7 des Neunten 

Buches Sozialgesetzbuch Einblicke 
in Betriebe und Dienststellen zu 
nehmen, 

2.  im Kündigungsverfahren den Sach-
verhalt zu ermitteln, nach § 170 Ab-
satz 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch Stellungnahmen des 
Betriebsrates oder Personalrates 
und der Schwerbehindertenvertre-
tungen einzuholen, den schwerbe-
hinderten Menschen zu hören so-
wie nach § 170 Absatz 3 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch auf 
eine gütliche Einigung hinzuwirken, 

3.  nach § 177 Absatz 6 Satz 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
zu einer Versammlung der schwer-
behinderten Menschen zum Zwe-
cke der Wahl eines Wahlvorstan-
des einzuladen, 

4.  nach § 182 Absatz 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch die in § 
182 Absatz 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch genannten Per-
sonen und Vertretungen bei der Er-
füllung ihrer Aufgaben zu unterstüt-
zen, soweit dafür nicht die Einschal-
tung der Fachdienste des Integrati-
onsamtes erforderlich ist, 

5.  nach § 185 Absatz 1 Nummer 3 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
die schwerbehinderten Menschen, 
ihre Arbeitgeber und im Übrigen in 
§ 182 Absatz 1 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten 
Personen im Rahmen begleitender 
Hilfe im Arbeitsleben zu beraten, 
soweit dafür nicht die Einschaltung 
der Fachdienste des Integrations-
amtes erforderlich ist, 

6.  nach § 185 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit der Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung vom 28. 
März 1988 (BGBl. I S. 484), die zu-
letzt durch Artikel 168 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I 
S. 626) geändert worden ist, aus 

geändert worden ist, werden auf die ört-
lichen Träger übertragen: 
 
1. nach § 163 Absatz 7 des Neunten 

Buches Sozialgesetzbuch Einblicke 
in Betriebe und Dienststellen zu 
nehmen, 

2.  im Kündigungsverfahren den Sach-
verhalt zu ermitteln, nach § 170 Ab-
satz 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch Stellungnahmen des 
Betriebsrates oder Personalrates 
und der Schwerbehindertenvertre-
tungen einzuholen, den schwerbe-
hinderten Menschen zu hören so-
wie nach § 170 Absatz 3 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch auf 
eine gütliche Einigung hinzuwirken, 

3.  nach § 177 Absatz 6 Satz 4 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
zu einer Versammlung der schwer-
behinderten Menschen zum Zwe-
cke der Wahl eines Wahlvorstan-
des einzuladen, 

4.  nach § 182 Absatz 2 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch die in 
§ 182 Absatz 1 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten 
Personen und Vertretungen bei der 
Erfüllung ihrer Aufgaben zu unter-
stützen, soweit dafür nicht die Ein-
schaltung der Fachdienste des In-
klusionsamtes erforderlich ist, 

5.  nach § 185 Absatz 1 Nummer 3 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch 
die schwerbehinderten Menschen, 
ihre Arbeitgeber und im Übrigen in 
§ 182 Absatz 1 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch genannten 
Personen im Rahmen begleitender 
Hilfe im Arbeitsleben zu beraten, 
soweit dafür nicht die Einschaltung 
der Fachdienste des Inklusionsam-
tes erforderlich ist, 

6.  nach § 185 Absatz 3 Satz 1 Num-
mer 1 und 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch in Verbindung 
mit der Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung vom 28. 
März 1988 (BGBl. I S. 484), die zu-
letzt durch Artikel 168 des Geset-
zes vom 29. März 2017 (BGBl. I 
S. 626) geändert worden ist, aus 
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Mitteln der Ausgleichsabgabe 
Geldleistungen zu gewähren 
a) für technische Arbeitshilfen 

(§ 19 der Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverord-
nung), 

b) zum Erreichen des Arbeitsplat-
zes (§ 20 der Schwerbehinder-
ten-Ausgleichsabgabeverord-
nung), 

c) zur Gründung und Erhaltung 
einer selbstständigen berufli-
chen Existenz (§ 21 der 
Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung) mit 
Ausnahme der Leistungen 
nach § 21 Absatz 4 der 
Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung in 
Verbindung mit § 17 Absatz 1 
Buchstabe a der Schwerbehin-
derten-Ausgleichsabgabever-
ordnung (Arbeitsassistenz), 

d) zur Beschaffung, Ausstattung 
und Erhaltung einer behinder-
tengerechten Wohnung (§ 22 
der Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung), 

e) in besonderen Lebenslagen 
(§ 25 der Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverordnung) 
und 

f) zur Ausstattung von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen mit 
notwendigen technischen Ar-
beitsmitteln (§ 26 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 der Schwer-
behinderten-Ausgleichsabga-
beverordnung), und 

7. nach § 200 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zeitweilig die be-
sonderen Hilfen für schwerbehin-
derte Menschen zu entziehen. 

 
(2) Die Integrationsämter haben auf 
eine einheitliche und wirksame Durch-
führung der den Trägern obliegenden 
Aufgaben und Befugnisse hinzuwirken. 
Sie bleiben neben den Trägern zustän-
dig für die Aufgaben nach Absatz 1 
Nummer 1 und 2.“ 

 
 

Mitteln der Ausgleichsabgabe 
Geldleistungen zu gewähren 
a) für technische Arbeitshilfen 

(§ 19 der Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverord-
nung), 

b) zum Erreichen des Arbeitsplat-
zes (§ 20 der Schwerbehinder-
ten-Ausgleichsabgabeverord-
nung), 

c) zur Gründung und Erhaltung 
einer selbstständigen berufli-
chen Existenz (§ 21 der 
Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung) mit 
Ausnahme der Leistungen 
nach § 21 Absatz 4 der 
Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung in 
Verbindung mit § 17 Absatz 1 
Buchstabe a der Schwerbehin-
derten-Ausgleichsabgabever-
ordnung (Arbeitsassistenz), 

d) zur Beschaffung, Ausstattung 
und Erhaltung einer behinder-
tengerechten Wohnung (§ 22 
der Schwerbehinderten-Aus-
gleichsabgabeverordnung), 

e) in besonderen Lebenslagen 
(§ 25 der Schwerbehinderten-
Ausgleichsabgabeverordnung) 
und 

f) zur Ausstattung von Arbeits- 
und Ausbildungsplätzen mit 
notwendigen technischen Ar-
beitsmitteln (§ 26 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 der Schwer-
behinderten-Ausgleichsabga-
beverordnung), und 

7. nach § 200 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch zeitweilig die be-
sonderen Hilfen für schwerbehin-
derte Menschen zu entziehen. 

 
(2) Die Inklusionsämter haben auf eine 
einheitliche und wirksame Durchfüh-
rung der den Trägern obliegenden Auf-
gaben und Befugnisse hinzuwirken. Sie 
bleiben neben den Trägern zuständig 
für die Aufgaben nach Absatz 1 Num-
mer 1 und 2.“ 
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3. § 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Nummer 2 wird die Angabe 

„Abs.“ durch das Wort „Absatz“ er-
setzt. 

b) In Nummer 3 wird die Angabe 
„§ 102 Abs. 2 Satz 6 SGB IX“ durch 
die Wörter „§ 185 Absatz 2 Satz 6 
des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt. 

c) In Nummer 4 wird die Angabe 
„§ 131 SGB IX“ durch die Wörter 
„§ 214 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch“ ersetzt. 

 
4. In § 3 Absatz 1 werden die Angabe 

„§ 69 Abs. 5 SGB IX“ durch die Wörter 
„§ 152 Absatz 5 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch“ und die Angabe 
„§ 69 Abs. 1 SGB IX“ durch die Wörter 
„§ 152 Absatz 1 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch“ ersetzt. 

 
5. In § 4 werden das Wort „Vomhundert-

satz“ durch das Wort „Prozentsatzes“ 
und die Angabe „§ 148 Abs. 4 Satz 1 
SGB IX“ durch die Wörter „§ 231 Absatz 
4 Satz 1 des Neunten Buches Sozialge-
setzbuch“ ersetzt. 

 
6. § 5 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 5 
 

Über Anträge auf Erstattung und Vo-
rauszahlungen nach § 233 Absatz 1 bis 
3 des Neunten Buches Sozialgesetz-
buch entscheiden die Bezirksregierun-
gen. Sie zahlen die auf den Bund und 
das Land entfallenden Beträge aus 
nach § 233 Absatz 4 des Neunten Bu-
ches Sozialgesetzbuch und entschei-
den - soweit sich der Nahverkehr auf 
das Gebiet mehrerer Länder erstreckt - 
darüber, welcher Teil der Fahrgeldein-
nahmen auf den Bereich des Landes 
Nordrhein-Westfalen entfällt nach § 233 
Absatz 5 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch. Das für die Erstattung der 
Fahrgeldausfälle zuständige Ministe-
rium ist in Angelegenheiten der Erstat-
tung der Fahrgeldausfälle nach dem 
Neunten Buch Sozialgesetzbuch die 

3. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
5. unverändert 
 
 
 
 
 
 
6. unverändert 
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von der Landesregierung bestimmte 
Behörde im Sinne des § 11 Absatz 3 
Satz 2 des Personenbeförderungsge-
setzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 8. August 1990 (BGBl. I S. 
1690), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 
14 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 
(BGBl. I S. 2808) geändert worden ist.“ 

 
Artikel 7 

Änderung der Schiedsstellenverordnung 
 

Die Schiedsstellenverordnung vom 14. Juni 
1994 (GV. NRW. S. 264), die durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 16. Dezember 2004  
(GV. NRW. S. 816) geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 
 
1. Die Überschrift wird wie folgt gefasst:  
 

„Verordnung über die  
Schiedsstellen nach dem Neunten 

Buch Sozialgesetzbuch -  
Rehabilitation und Teilhabe von 

Menschen mit Behinderungen und 
nach dem Zwölften Buch Sozialge-

setzbuch - Sozialhilfe - 
(Schiedsstellenverordnung - SchV)“. 

 
2. § 1 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 

„(1) Im Land Nordrhein-Westfalen wird 
bei der Bezirksregierung Köln eine 
Schiedsstelle nach § 133 des Neunten 
Buches Sozialgesetzbuch – Rehabilita-
tion und Teilhabe von Menschen mit Be-
hinderungen – (Artikel 1 des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2016, BGBl. I 
S. 3234), das zuletzt durch Artikel 23 
des Gesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. 
I S. 2541) geändert worden ist, 
(Schiedsstelle Eingliederungshilfe) und 
bei der Bezirksregierung Münster eine 
Schiedsstelle nach § 80 des Zwölften 
Buch Sozialgesetzbuch – Sozialhilfe – 
(Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezem-
ber 2003, BGBl. I S. 3022, 3023), das 
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2575) ge-
ändert worden ist, (Schiedsstelle Sozial-
hilfe) gebildet und für jede Schiedsstelle 
eine Geschäftsstelle eingerichtet.“  

 

 Artikel 7 
Änderung der Schiedsstellenverordnung 

 
unverändert  

https://recht.nrw.de/lmi/owa/br_vbl_detail_text?anw_nr=6&vd_id=3654&vd_back=N816&sg=0&menu=1
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3. § 2 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 2 
Zusammensetzung der  

Schiedsstellen 
 

(1) Die Schiedsstelle Eingliederungs-
hilfe besteht aus einer oder einem un-
parteiischen Vorsitzenden sowie jeweils 
fünf Vertreterinnen oder Vertretern der 
Träger der Einrichtungen und der Trä-
ger der Eingliederungshilfe. 
 
(2) Die Schiedsstelle Sozialhilfe besteht 
aus einer oder einem unparteiischen 
Vorsitzenden sowie jeweils fünf Vertre-
terinnen oder Vertretern der Träger der 
Einrichtungen und der Träger der Sozi-
alhilfe. 
 
(3) Die Vorsitzenden haben eine Stell-
vertreterin oder einen Stellvertreter, die 
übrigen Mitglieder der Schiedsstelle ha-
ben mindestens zwei Stellvertreterinnen 
oder Stellvertreter. 
 
(4) Die Vorsitzenden und ihre Stellver-
tretung dürfen weder haupt- noch ne-
benberuflich bei einem Träger einer Ein-
richtung oder einem Träger der Einglie-
derungshilfe oder Sozialhilfe tätig sein. 
Sie dürfen darüber hinaus nicht Ange-
hörige der zuständigen Bezirksregierun-
gen sein. Sie müssen die Befähigung 
zum Richteramt oder zum höheren all-
gemeinen Verwaltungsdienst besitzen.“ 

 
4. § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Nummer 3 werden die 
Wörter „Vereinigungen der privaten 
Alten- und Pflegeheime“ durch die 
Wörter „Vereinigungen der privat-
gewerblichen Träger von Einrich-
tungen und Diensten“ ersetzt. 
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b) Nach Absatz 2 wird folgender Ab-
satz 2a eingefügt:  

 
 „(2a) Beteiligte Organisationen sind 

in der Schiedsstelle Eingliede-
rungshilfe für die Träger der Einglie-
derungshilfe der Landschaftsver-
band Rheinland und der Land-
schaftsverband Westfalen-Lippe 
und für die Kreise und kreisfreien 
Städte  der Städtetag Nordrhein-
Westfalen und der Landkreistag 
Nordrhein-Westfalen. Der Land-
schaftsverband Rheinland und der 
Landschaftsverband Westfalen-
Lippe bestellen gemeinsam drei 
Mitglieder und sechs stellvertre-
tende Mitglieder. Der Städtetag 
Nordrhein-Westfalen und der Land-
kreistag Nordrhein-Westfalen be-
stellen gemeinsam zwei Mitglieder 
und vier stellvertretende Mitglie-
der.“ 

 
c) In Absatz 3 werden nach dem Wort 

„sind“ die Wörter „in der Schieds-
stelle Sozialhilfe“ eingefügt.  

 
5. In § 7 Absatz 1 wird die Angabe „§ 75 

SGB XII“ durch die Wörter „§ 123 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch und 
§ 75 des Zwölften Buches Sozialgesetz-
buch“ ersetzt.  

 

  

6. In § 10 Satz 1 wird das Wort „Sozialhilfe“ 
durch die Wörter „Eingliederungshilfe 
bei der Schiedsstelle Eingliederungs-
hilfe und der Träger der Sozialhilfe bei 
der Schiedsstelle Sozialhilfe“ ersetzt. 

 

  

7. In § 15 Satz 1 wird die Angabe „§ 3 Abs. 
2 und 3“ durch die Wörter „§ 3 Absatz 2 
bis 3“ ersetzt. 

 

  

8. In § 16 Satz 1 und 2 werden die Wörter 
„die Sozialhilfe“ jeweils durch das Wort 
„Soziales“ ersetzt.  
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Artikel 8 
Gesetz über die Kostenevaluation  

zur Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes in Nordrhein-Westfalen 

 
 
 

§ 1 
 

Das für Soziales zuständige Ministerium 
überprüft in Abstimmung mit den kommuna-
len Spitzenverbänden und den Landschafts-
verbänden und im Einvernehmen mit dem für 
Kommunales zuständigen Ministerium sowie 
dem für Finanzen zuständigen Ministerium 
zum 1. Januar 2019, zum 1. Januar 2021, 
zum 1. Januar 2023 und zum 1. Januar 2028, 
ob die Artikel 1 bis 3 dieses Gesetzes bei den 
betroffenen Gemeinden und Gemeindever-
bänden zu einer wesentlichen Belastung im 
Sinne des Konnexitätsausführungsgesetzes 
vom 22. Juni 2004 (GV. NRW. S. 360), das 
zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 23. 
Oktober 2012 (GV. NRW. S. 474) geändert 
worden ist, führen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Artikel 8 
Gesetz über die Evaluation der Kosten  
zur Umsetzung des Bundesteilhabege-
setzes in Nordrhein-Westfalen und zur 

Evaluation der Zuständigkeit der Träger-
schaft für die Eingliederungshilfe  

 
§ 1  

 
unverändert  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 2  

 
Das für Soziales zuständige Ministerium 
überprüft bis zum 31. Dezember 2023 in Ab-
stimmung mit den kommunalen Spitzenver-
bänden sowie den Landschaftsverbänden 
und im Einvernehmen mit dem für Kommu-
nales zuständigen Ministerium, dem für Ju-
gend zuständigen Ministerium sowie dem für 
Finanzen zuständigen Ministerium die Zu-
ständigkeit der Trägerschaft für die Einglie-
derungshilfe in Art. 1 § 1 Abs. 1 Satz 1 i. V. 
m. Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 und 4 dieses Gesetzes 
mit der Option, eine örtliche Wahrnehmung 
der den Landschaftsverbänden zugeordne-
ten Zuständigkeiten zu ermöglichen. Die Ein-
zelheiten zur Evaluation, deren Zwischener-
gebnisse jährlich dem Landtag vorzulegen 
sind und deren Kosten das Land trägt, wer-
den zwischen den in Satz 1 genannten Insti-
tutionen bzw. Ministerien abgestimmt. Die 
Evaluation soll aber in jedem Fall folgende 
Punkte berücksichtigen:  
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§ 2 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft.  

 Angaben zur finanziellen Entwicklung 
der Kosten für die Kommunen unter 
Berücksichtigung der veränderten Zu-
ständigkeiten  

 Angaben zur personellen Entwicklung  

 Anzahl der Beratungen in den einzel-
nen Jugendamtsbezirken  

 Umsetzung der Qualitätsstandards in 
den einzelnen Jugendamtsbezirken.  

 
Die sich aus der Evaluation ergebenden Er-
gebnisse werden dem Landtag bis zum 
30. Juni 2024 vorgelegt.“  
 

§ 3 
 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2018 in 
Kraft. 
 

  Artikel 8a 
Änderung des Inklusionsgrundsätzege-

setzes 
 

§ 9 des Inklusionsgrundsätzegesetzes vom 
14. Juni 2016 (GV NRW S. 442), das zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. März 
2018 (GV. NRW. S. 172) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  
 
„In § 9 wird nach Absatz 3 folgender Absatz 4 
angefügt:  

 
(4) Die oder der Landesbehindertenbeauf-
tragte unterstützt die Verbände und Organi-
sationen der Menschen mit Behinderungen 
bei der Wahrnehmung ihrer Beteiligungs-
rechte. Sie oder er hat die Aufgabe, alle für 
die Verbände und Organisationen der Men-
schen mit Behinderungen wesentlichen In-
formationen und Vorhaben der Landesregie-
rung sowie des Landtages auszuwerten und 
aufzuarbeiten. Diese Informationen sowie 
die Auswertungen hierzu sind auf Anfrage 
bereit zu halten, zu bündeln und zu übermit-
teln. Auf Wunsch der Verbände und Organi-
sationen kann der oder die Landesbehinder-
tenbeauftragte hierzu beraten. Darüber hin-
aus hat sie oder er die Aufgabe, auf Anfrage 
der Landesregierung und des Landtags An-
sprechpartner bei den Verbänden und Orga-
nisationen der Menschen mit Behinderungen 
zu vermitteln und die Verbände und Organi-
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sationen bei Beteiligungsverfahren zu bera-
ten und zu begleiten. Die Beteiligungsrechte 
der Verbände und Organisationen der Men-
schen mit Behinderungen bleiben hiervon 
unberührt.“ 
 

  Artikel 8b 
Änderung des Behindertengleichstel-

lungsgesetzes 
 
Das Behindertengleichstellungsgesetz vom 
16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), das 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 22. März 
2018 (GV. NRW. S. 172) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert:  
 
„§ 12 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:  
 
(1) Zur Wahrung der Belange der Menschen 
mit Behinderung gehören insbesondere fol-
gende Aufgaben:  
 
1. die Durchsetzung der Gleichbehand-

lung von Menschen mit und ohne Behin-
derung,  

2. die Anregung von Maßnahmen, die da-
rauf gerichtet sind, Diskriminierungen 
von Menschen mit Behinderung abzu-
bauen oder deren Entstehen entgegen-
zuwirken,  

3. die Zusammenarbeit mit den von den 
Gemeinden und Gemeindeverbänden 
auf örtlicher Ebene für die Angelegen-
heiten von Menschen mit Behinderung 
bestellten Persönlichkeiten oder Gre-
mien,  

4. die Unterstützung der Verbände und Or-
ganisationen der Menschen mit Behin-
derungen bei der Wahrnehmung ihrer 
Beteiligungsrechte nach § 9 Absatz 4 
Inklusionsgrundsätzegesetz.  

 
Darüber hinaus führt die oder der Landesbe-
hindertenbeauftragte den Vorsitz über fol-
gende Gremien:  
 
1. den Beirat der oder des Landesbehin-

dertenbeauftragten. Der Beirat besteht 
aus maximal neun ständigen Vertrete-
rinnen und Vertretern der Verbände und 
Organisationen der Menschen mit Be-
hinderungen. Die Berufung der Vertre-
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terinnen und Vertreter im Beirat der o-
der des Landesbehindertenbeauftrag-
ten erfolgt auf Vorschlag der Verbände 
und Organisationen der Menschen mit 
Behinderung auf Landesebene durch 
die Landesbehindertenbeauftragte oder 
den Landesbehindertenbeauftragten. 
Die Berufung der Expertinnen und Ex-
perten erfolgt durch die Landesbehin-
dertenbeauftragte oder den Landesbe-
hindertenbeauftragten  

2. den Fachbeirat Partizipation zum Inklu-
sionsbeirat gemäß § 9 des Inklusions-
grundsätzegesetzes. Der oder die Lan-
desbehindertenbeauftragte kann das 
Nähere zur Organisation und Zusam-
mensetzung des Fachbeirates regeln.  

 
Bei der Aufgabenwahrnehmung ist darauf zu 
achten, dass besondere Benachteiligungen 
von Frauen und Mädchen mit Behinderung 
beseitigt und unterschiedliche Lebensbedin-
gungen von Frauen und Mädchen mit Behin-
derung berücksichtigt werden.“ 

 
Artikel 9 

Inkrafttreten 
 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Ab-
satzes 2 am 1. Januar 2018 in Kraft. 
 
(2) Artikel 7 tritt am 1. Juli 2019 und die Arti-
kel 3 und 4 treten am 1. Januar 2020 in Kraft.  

 

 Artikel 9 
Inkrafttreten 

 
unverändert  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Entwurf eines Ausführungsgesetzes des Landes 
Nordrhein-Westfalen zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes“ - Drucksache 17/1414 - 
wurde am 21. Dezember 2017 nach der 1. Lesung vom Plenum an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales überwiesen. 
 
Das im Dezember 2016 in Bundestag und Bundesrat verabschiedete Bundesteilhabegesetz 
zielt darauf ab, die Eingliederungshilfe für Menschen mit Behinderungen im Einklang mit der 
UN-Behindertenrechtskonvention und der Vereinbarung im Koalitionsvertrag vom 27. Novem-
ber 2013 weiterzuentwickeln. 
 
Das Bundesteilhabegesetz sieht dementsprechend folgende Inhalte vor: 
 

 Behinderungsbegriff: Der Behinderungsbegriff soll im Einklang mit der UN-Behinderten-
rechtskonvention künftig die Teilhabemöglichkeiten des Einzelnen im örtlichen und gesell-
schaftlichen Umfeld als Ausgangspunkt haben.  

 Personenzentrierung: Die Leistungen zur Teilhabe (sog. Fachleistungen) sollen künftig 
den individuellen Hilfebedarf des Menschen mit Behinderungen in den Mittelpunkt stellen 
und von den Wohnformkategorien ambulant und stationär losgelöst sein, um die Selbst-
bestimmung und Gestaltungsfreiheit in der Lebensführung zu stärken. 

 Einführung eines verbindlichen, partizipativen Teilhabeplanverfahrens/Gesamtplanver-
fahrens sowie einer ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung. 

 Verbesserung der Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderungen.  

 Stärkung von Bildungs- und Ausbildungschancen von Menschen mit Behinderungen (z.B. 
künftig Eingliederungshilfeleistungen für Weiterbildungen und Aufbaustudien). 

 Verbesserungen bei der Anrechnung von Einkommen und Vermögen bei den Leistungen 
der Eingliederungshilfe (künftig Neuntes Buch Sozialgesetzbuch) und im Sozialhilferecht 
(Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch). 

 
Die Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes zieht Anpassungen landesrechtlicher Vorschrif-
ten nach sich. Ab dem Jahr 2020 wird die Eingliederungshilfe aus dem Fürsorgesystem des 
Sozialhilferechts des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch herausgelöst und als neuer Teil 2 
(„Besondere Leistungen zur selbstbestimmten Lebensführung für Menschen mit Behinderun-
gen (Eingliederungshilferecht)“) im Neunten Buch Sozialgesetzbuch verortet. Das Bundesteil-
habegesetz sieht vor, dass die Länder die für die Durchführung dieses neuen Teils 2 des 
Neunten Buches Sozialgesetzbuch zuständigen Träger der Eingliederungshilfe bestimmen 
müssen. 
 
Ziel der Landesregierung ist es deshalb, zur Verbesserung der Lebenssituation sowie der 
Selbstbestimmung und Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, die zugesprochenen 
(Fach-)Leistungen wie aus einer Hand zu erbringen und Schnittstellen zu anderen Hilfen zu 
vermeiden. Es soll ein landesweit einheitlicher Zugang und eine einheitliche Finanzierung der 
Eingliederungshilfe sichergestellt werden. Hierbei sind die bereits vorhandenen und in Nord-
rhein-Westfalen gut ausgebauten Strukturen und Angebote für Menschen mit Behinderungen 
zu nutzen. Diese Strukturen, Leistungen und Angebote sind im Hinblick auf inklusive Lebens-
verhältnisse und inklusive Sozialräume weiterzuentwickeln und zu verbessern. Neue Leis-
tungsträger bzw. Behörden und Verwaltungen sollen nicht geschaffen werden. Die den Men-
schen mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen bereits vertrauten Ansprechpartner und Ange-
bote bleiben weitestgehend erhalten. 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/3061 

 
 

36 

Dementsprechend sollen bei den Landschaftsverbänden, die bereits jetzt in Nordrhein-West-
falen eine umfassende Betreuung und Versorgung von Menschen mit Behinderung sowohl 
unter quantitativen als auch qualitativen Aspekten sicherstellen, zukünftig die Fachleistungen 
der Eingliederungshilfe im Grundsatz gebündelt werden. Lediglich die Zuständigkeit für Fach-
leistungen an Kinder und Jugendliche mit Behinderung, die in der Herkunftsfamilie leben, soll 
bis zum Abschluss einer ersten allgemeinen Schulausbildung bei den Kreisen und kreisfreien 
Städten entsprechend der heutigen Rechtslage verbleiben, um keine neue Schnittstelle zur 
örtlichen Jugendhilfe zu schaffen. 
 
Zur Vermeidung von Problemen an der Schnittstelle zwischen Eingliederungshilfe und Hilfe 
zur Pflege, die durch den neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff und den Teilhabecharakter der 
Pflege größer geworden sind, sollen die Landschaftsverbände und die Kreise und kreisfreien 
Städte entweder als Träger der Eingliederungshilfe oder ergänzend als Träger der Sozialhilfe 
immer dann auch Leistungen der Hilfe zur Pflege – unabhängig vom Alter und von der Wohn-
form – erbringen, wenn Menschen mit Behinderung gleichzeitig Eingliederungshilfe erhalten. 
 
Die Existenzsicherung soll dagegen grundsätzlich durch die Kreise und kreisfreien Städte er-
folgen. Damit wird die durch das Bundesteilhabegesetz vorgegebene inhaltliche Trennung von 
Fachleistungen und existenzsichernden Leistungen konsequent auch bei den Zuständigkeiten 
weitergeführt. Im Weiteren wird auf die Drucksache 17/1414 verwiesen. 
 
B Beratung 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat in seiner 10. Sitzung am 10. Januar 
2018 einvernehmlich eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung auf Druck-
sache 17/1414 beschlossen. Die Anhörung hat der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales in seiner 15. Sitzung am 7. März 2018 durchgeführt. Die Sachverständigen waren ge-
beten, im Vorfeld der Anhörung schriftlich zu dem Gesetzentwurf Stellung zu nehmen. Eine 
Übersicht der eingeladenen Sachverständigen ist der Einladung 17/237 zu entnehmen. 
 
Von den Sachverständigen gingen zur Vorbereitung folgende Stellungnahmen ein: 
 

eingeladene Sachverständige/ 

Institutionen 

Redner/in 

Weitere Teilnehmer/-in-
nen 

Stellungnahme 

 
Landesbehindertenrat e.V. 
Spitzenverband der Behinderten-Selbsthilfe 
in Nordrhein-Westfalen, 
Münster 
 

Gertrud Servos 
Dr. Willibert Strunz 

17/406 

 
Sozialverband Deutschland (SoVD) 
NRW e.V., 
Düsseldorf 
 

Daniel Kreutz 
Dr. Michael Spörke 

17/397 

 
Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen 
e.V., 
Düsseldorf 
 

Carsten Ohm 
Alissa Schreiber 

17/394 
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eingeladene Sachverständige/ 

Institutionen 

Redner/in 

Weitere Teilnehmer/-in-
nen 

Stellungnahme 

 
Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände 
der freien Wohlfahrtspflege NRW 
c/o Diakonie RWL, 
Düsseldorf 
 

Rudolf Boll 
Sarah Steinfeld 

17/332 

 
Lebenshilfe e.V. Landesverband NRW, 
Hürth 
 

Herbert Frings 
Philipp Peters 

17/398 

 
v. Bodelschwinghsche Stiftungen 
Bethel, 
Bielefeld 
 

Michael Conty 
Priska Jungeilges 

17/345 

 
QUALITY Klinikentwicklungs-, beratungs- 
und betriebsgesellschaft mbH, 
Düsseldorf 
 

Dr. Harry Fuchs 17/404 

 
Aktionsbündnis Kinder mit Behinderun-
gen 
in Pflegefamilien e.V., 
Köln 
 

Gila Schindler 
Frauke Zottmann-Neu-

meister 
Peter Kreuels 

17/395 

 
Interessenvertretung Selbstbestimmt 
Leben in Deutschland (ISL) e.V., 
Berlin 
 

Ottmar Miles-Paul 17/410 

 
Kompetenzzentrum Selbstbestimmt 
Leben NRW (ZSL) e.V., 
Köln 
 

Carl-Wilhelm Rößler 17/388 

 
Landesverband für Menschen mit Körper- 
und Mehrfachbehinderung NRW e.V., 
Düsseldorf 
 

Josef Wörmann 17/387 

 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, 
Münster 
 

Matthias Münning ---- 

 
Landschaftsverband Rheinland, 
Köln 

Dirk Lewandrowski 17/403 
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eingeladene Sachverständige/ 

Institutionen 

Redner/in 

Weitere Teilnehmer/-in-
nen 

Stellungnahme 

 
Städtetag NRW, 
Köln 
 

Friederike Scholz 17/396 

 
Landkreistag NRW, 
Düsseldorf 
 
Städte- und Gemeindebund NRW, 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Martin Klein 

Dr. André Weßling 
 

17/374 

 
Kreis Steinfurt, 
Steinfurt 
 

Tilman Fuchs 17/392 

 

 
WEITERE STELLUNGNAHMEN 

 

 
Kreis Gütersloh – Der Landrat, 
Gütersloh 
 

17/416 

 
Hinsichtlich der Ergebnisse der Anhörung wird auf das Ausschussprotokoll 17/197 verwiesen. 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat in seiner 21. Sitzung am 2. Mai 2018 
zunächst eine Aussprache über die Ergebnisse der Anhörung geführt (Ausschussprotokoll 
17/266). Am 3. Juli 2018 legten die Fraktionen von CDU und FDP drei Änderungsanträge zu 
den Themen „Inklusionsämter“ - Drucksache 17/3038 -, „Koordinierungsstelle“ - Drucksache 
17/3039 - sowie „Evaluierung“ - Drucksache 17/3040 - zum Gesetzentwurf vor. 
 
In seiner 28. Sitzung am 4. Juli 2018 hat der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
den Gesetzentwurf der Landesregierung abschließend beraten und führte eine Abstimmung 
über den Gesetzentwurf zur Beschlussempfehlung an das Plenum herbei (Ausschussprotokoll 
17/329). 
 
Die Fraktionen von CDU und FDP begrüßen den Gesetzentwurf der Landesregierung. Durch 
das Gesetz werden für das gesamte Land gültige, an klaren Qualitätskriterien orientierte Rah-
menvereinbarungen getroffen. Die Bündelung der Zuständigkeiten bei den Landschaftsver-
bänden garantiere die Anwendung entsprechenden Know-hows. Diese Zuständigkeitsübertra-
gung sei auch in der Anhörung von allen Seiten gelobt worden; vor allem für den Bereich der 
Frühförderung. Die Festlegung entsprechender Rahmenvereinbarungen auf rein kommunaler 
Ebene wäre hingegen äußert schwierig. Durch die vorgelegten Änderungsanträge wolle man 
leichte Modifizierungen an dem Gesetzentwurf vornehmen. Ein Augenmerk liege auf der Eva-
luationsklausel, welche dafür Sorge trage, dass der Landtag über die personellen und finanzi-
ellen Auswirkungen der Umstrukturierung informiert werde. 
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Die Fraktion der SPD erachtet das Bundesteilhabegesetz als Meilenstein in der Sozialpolitik. 
Das nun vorliegende Ausführungsgesetz schaffe die strukturellen Voraussetzungen für ein 
wunsch- und wahlgerechtes, teilhabeorientiertes Leben im Land Nordrhein-Westfalen. Ziel 
müsse es sein, möglichst viele Angebote aus einer Hand anzubieten. Die Übertragung von 
Aufgaben an die Landschaftsverbände sei folglich ein richtiger Schritt. Die Änderungsanträge 
der Koalitionsfraktionen begrüße man und werde diese nicht ablehnen. Man habe sich jedoch 
weitreichendere Änderungen gewünscht. So unterstütze man die auch in der Anhörung zum 
Ausdruck gebrachte Forderung, neben dem Bereich der Frühförderung auch den Bereich der 
Schulbegleiter in die Zuständigkeit der Landschaftsverbände zu übertragen, um einer unter-
schiedlichen Handhabung auf Ebene der Kreise vorzubeugen. Man werde die Beratungen 
diesbezüglich – auch durch Einbringung eines Änderungsantrages ins Plenum – fortführen. 
Auch stelle man sich die Frage nach der praktischen Umsetzung der Beschränkungsmöglich-
keit der Verlagerung der Frühförderung auf vier Jahre mit der Option, diese gegebenenfalls zu 
den Kommunen zurückzuführen. Seien die Fachexperten erst einmal abgezogen, sei eine 
Rückübertragung der Zuständigkeit schwierig. An der Evaluationsklausel sei zu kritisieren, 
dass diese in die kommunale Selbstverwaltung der Kommunen eingreife, was nicht erforder-
lich sei. Bei der Evaluation dürfe nämlich nicht die Frage nach den finanziellen Auswirkungen, 
sondern müsse vielmehr die Frage nach der durch das Gesetz erreichten Veränderung der 
Lebensqualität für die Betroffenen im Fokus stehen. 
 
Auch die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sieht den durch das Bundesteilhabegesetz 
erreichten Fortschritt in der Sozialgesetzgebung, wenngleich man sich durch den Bundesge-
setzgeber eine klarere Zuständigkeitsaufteilung bezüglich des Freizeitangebots gewünscht 
hätte. Die Zuordnung der Aufgaben an die Landschaftsverbände berge die Gefahr, dass die 
Inklusionsbemühungen in den Kommunen vernachlässig werden. Im Gegenzug müsse daher 
die Quartiersentwicklung seitens der Landesregierung stärker gefördert werden. Die Ände-
rungsanträge bezüglich der Inklusionsämter und der Koordinierungsstelle unterstütze man. 
Hinsichtlich der Evaluationsklausel sehe man ein praktisches Problem in der Zeitschiene bis 
zum Jahr 2023. Hier wünsche man sich eine längere Beobachtungsphase durch die Landes-
regierung; beispielsweise bis zum Jahr 2025. Neben weiteren Ergänzungen unterstütze man 
den bereits durch die SPD-Fraktion genannten Vorschlag, auch die Zuständigkeit für die 
Schulbegleitung auf die Landschaftsverbände zu übertragen. Hierzu werde man Änderungs-
anträge ins Plenum einbringen. Abschließend mahne man, dass durch die Umstellung und 
Verlagerung von Zuständigkeiten keine Qualitätsverluste entstehen dürften. Wissen und Er-
fahrungswerte müssen erhalten und in die neuen Strukturen transferiert werden. 
 
Die Fraktion der AfD unterstützt sowohl den Gesetzentwurf als auch die hierzu vorgelegten 
Änderungsanträge. Zwar sei es richtig, dass durch Zuständigkeiten in den Kommunen grund-
sätzlich eine quartiersbezogenere Arbeit geleistet werden könne, durch die Bündelung der Zu-
ständigkeiten bei den Landschaftsverbänden schaffe man hingegen eine Fachkompetenz, 
welche auch bei schwergelagerten Einzelfällen die erforderliche Unterstützung leisten könne. 
Man befürworte daher die Entscheidung zugunsten der Landschaftsverbände. Dem Gesetz-
entwurf werde man zustimmen. 
 
 
C Abstimmung 
 
Der Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat zunächst über die gemeinsamen Än-
derungsanträge der Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP - Drucksachen 17/3038, 
17/3039 und 17/3040 - abgestimmt. Der Ausschuss stimmt dem Änderungsantrag auf Druck-
sache 17/3038 einstimmig zu. Der Änderungsantrag auf Drucksache 17/3039 wird mit den 
Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD bei Stimment-
haltung der Fraktion der SPD angenommen. Der Änderungsantrag auf Drucksache 17/3040 
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wird mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD bei Stimmenthaltung der Frakti-
onen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen. Ein zuvor mündlich durch die 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gestellter Antrag, den Änderungsantrag auf Drucksache 
17/3040 dahingehend zu ändern, die Jahreszahl „2023“ in Artikel 8 § 2 S. 1 durch die Jahres-
zahl „2025“ zu ersetzen, wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD gegen 
die Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt. 
 
Den Gesetzentwurf der Landesregierung auf Drucksache 17/1414 empfiehlt der Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD 
bei Stimmenthaltung der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in der Fassung 
der zuvor angenommenen Änderungsanträge der Koalitionsfraktionen - Drucksachen 
17/3038, 17/3039 und 17/3040 - anzunehmen. 
 
 
 
Heike Gebhard 
(Vorsitzende)  


